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UMLEGUNG 
 ist ein gesetzlich geregeltes Grundstückszwangstauschverfahren 
 garantiert den Fortbestand des Eigentums 
 dient dem gerechten Ausgleich unterschiedlicher Interessen 
 schafft Voraussetzungen für die Verwirklichung eines Bebauungsplanes oder für die Umset-

zung der zulässigen Nutzung innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
 dient dem gerechten Ausgleich unterschiedlicher Interessen und 
 löst bauordnungsrechtliche und nachbarschaftsrechtliche Konflikte 

 
UMLEGUNG SCHAFFT 

 zweckmäßig geschnittene Grundstücke 
 wirtschaftlich nutzbares Bauland 
 Vertrauen 
 Rechtssicherheit 

 
UMLEGUNG BEDEUTET 

 Erarbeitung und Durchsetzung kompromissfähiger Lösungen 
 schnelle Verwirklichung von städtebaulicher Planung 
 kostengünstige Baulandmobilisierung 
 eine nachhaltige Stadtentwicklung 
 die Beseitigung baurechtswidriger Zustände 
 
 

ALLGEMEINES 
Sollen planungsrechtlich als Bauland ausge-
wiesene Gebiete oder Grundstücke innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ei-
ner baulichen Nutzung zugeführt werden, ist 
es notwendig, dass die Grundstücke für die 
bauliche Nutzung nach Lage, Form und Größe 
zweckmäßig gestaltet sind. Liegen diese Vo-
raussetzungen nicht vor, sind Bodenord-
nungsmaßnahmen erforderlich. 
Die Bodenordnung kann privatrechtlich über 
notarielle Kauf- und Tauschverträge erfolgen 
(freiwillige Bodenordnung). Dies setzt voraus, 
dass sich die Eigentümer untereinander oder 
mit den Käufern über die zu tauschenden oder 
zu kaufenden Grundstücke oder Grundstücks-
teile einschließlich des dafür zu vereinbaren-
den Wertes (Kaufpreis) einig werden. 
Das Baugesetzbuch (§ 45 - 84 BauGB) hält die 
folgenden gesetzlichen Verfahren (amtliche 
Bodenordnung) bereit:  
 

 Die Umlegung ist ein gesetzlich gere-
geltes Grundstückszwangstauschver-
fahren, um unbebaute oder bebaute 
Grundstücke so umzugestalten, dass 
auf den neuen Grundstücken die pla-
nungsrechtlich festgesetzte öffentliche 
und private Nutzung rechtlich,  

tatsächlich und wirtschaftlich vollzogen 
werden kann.  
 

 Mittels der vereinfachten Umlegung 
können benachbarte oder in enger 
Nachbarschaft stehende Grundstücke 
und Grundstücksteile untereinander 
getauscht werden, so dass eine Be-
bauung erst herbeigeführt werden 
kann oder die bauliche Nutzbarkeit 
verbessert wird. 
 

In beiden Verfahren wird ein Interessenaus-
gleich unter den beteiligten Grundstücks-
eigentümern sowie zwischen Grundstücksei-
gentümern, Mietern und Pächtern einerseits 
und der Allgemeinheit andererseits angestrebt. 
Beide Verfahren werden gegenüber der Ent-
eignung durch ihren überwiegend privatnützi-
gen Charakter abgegrenzt. 
 
WAS PASSIERT IN DER UMLEGUNG? 
Die Umlegung ist ein gesetzlich geregeltes 
Grundstückszwangstauschverfahren. Die ein-
zelnen Verfahrensschritte sind im Ablaufsche-
ma (siehe Anlage Seite 7) für die Durchfüh-
rung einer Baulandumlegung auf der Grundla-
ge eines Bebauungsplanes dargestellt. 
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Umlegungsverfahren sind auch ohne Bebau-
ungsplan innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils (Gebiete im Sinn von 
§ 34 BauGB) durchführbar, wenn sich aus der 
Eigenart der näheren Umgebung hinreichende 
Kriterien für die Neuordnung der Grundstücke 
ableiten lassen. 
 
Alle im Umlegungsgebiet gelegenen Grund-
stücke werden nach ihrer Fläche rechnerisch 
vereinigt (Umlegungsmasse). Jeder Grund-
stückseigentümer hat an dieser Umlegungs-
masse einen bestimmten prozentualen Anteil. 
Vorweg werden die Flächen ausgeschieden, 
die gemäß § 55 Abs. 2 BauGB als örtliche 
Verkehrsflächen, Flächen für Grünanlagen, 
einschließlich Kinderspielplätze oder Schutz-
flächen, sowie Flächen zum Ausgleich im Sin-
ne des § 1a Abs. 3 BauGB festgesetzt sind. 
Die verbleibenden Flächen bilden die Vertei-
lungsmasse. Aus ihr werden den beteiligten 
Grundeigentümern, entsprechend den ihnen 
zustehenden Anteilen, zweckmäßig gestaltete 
bebauungsfähige Grundstücke zugeteilt. Diese 
sollen mindestens den gleichen Verkehrswert 
und nach Möglichkeit die gleiche oder eine 
gleichwertige Lage wie die alten Grundstücke 
haben. 
 
Die Verteilung der Baugrundstücke im Umle-
gungsverfahren wird entweder nach dem Ver-
hältnis der Werte oder der in die Umlegung 
eingebrachten Flächen vorgenommen 
(§ 56 BauGB). Eine Verteilung nach Flächen 
(Flächenumlegung gemäß § 58 BauGB) 
kommt hauptsächlich in einem Gebiet zur An-
wendung, in dem die einbezogenen Grundstü-
cke etwa gleiche Bodenwerte haben. 
 
Bei der Wertumlegung (§ 57 BauGB) können 
die oft sehr unterschiedlichen Wertverhältnisse 
innerhalb der Verfahrensgebiete besser be-
rücksichtigt werden. Dabei sind die Bodenwer-
te vor der Umlegung als Einwurfswerte, die 
Werte der durch die Umlegung gebildeten 
Baugrundstücke als Zuteilungswerte zu be-
zeichnen. Der Wert der Verteilungsmasse liegt 
in der Regel höher als der der Umlegungs-
masse, weil die neuen Grundstücke (Zutei-
lungsgrundstücke) besser und höherwertiger 
nutzbar sind als die Bestandsgrundstücke 
(Einwurfsgrundstücke). Die jeweiligen Werte 

werden vom Umlegungsausschuss festgestellt. 
Sollte es nicht möglich sein die nach 
§ 57 BauGB errechneten Anteile tatsächlich in 
Form von Grundstücken zuzuteilen, so findet 
ein Ausgleich in Geld statt 
(§ 59 Abs. 2 BauGB). 
Das neu gebildete Zuteilungsgrundstück wird 
in der Regel an der Stelle liegen, wo sich das 
Einwurfsgrundstück befand. Seine Grenzen 
sind den im Bebauungsplan vorgegebenen 
Festsetzungen angepasst worden. Bei der Zu-
teilung der neu gebildeten Grundstücke kann 
es notwendig werden, dass einem Beteiligten 
Flächen zum Eigentum zugewiesen werden, 
auf denen sich Gebäude- oder andere Werte 
befinden. Soweit der Verkehrswert der neuen 
Grundstücke durch diese "Werte" über den 
Bodenwert hinausgeht, wird hierfür ein Geld-
ausgleich festgesetzt (§ 60 BauGB). In der 
Regel handelt es sich hierbei um Gebäude o-
der andere Anlagen, die entsprechend der 
Ausweisungen im Bebauungsplan beseitigt 
werden müssen und keinen Wert mehr haben. 
Sollte in besonderen Fällen einem Grund-
stückseigentümer im Umlegungsgebiet kein 
Grundstück zugewiesen werden können, so 
kann mit seiner Zustimmung auch ein Ersatz-
grundstück nach § 59 Abs. 4 BauGB außer-
halb des Umlegungsgebietes bereitgestellt 
werden. Darüber hinaus besteht die Möglich-
keit, dass ein Eigentümer eine Geldabfindung 
für das gesamte Einwurfsgrundstück erhält. 
 
WIE ERFAHRE ICH, DASS ICH BETEILIGTER AM 

UMLEGUNGSVERFAHREN BIN? 
Bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes 
kann gleichzeitig, soweit die Notwendigkeit da-
zu besteht, die Umlegung angeordnet werden 
(§ 46 BauGB). Diese Anordnung selbst ist kein 
Verwaltungsakt. Sie ist der Auftrag an den Um-
legungsausschuss bodenordnerisch tätig zu 
werden. Zur Vorbereitung der Einleitung des 
Umlegungsverfahrens verschafft sich die Ge-
schäftsstelle anhand der bestehenden Eigen-
tumsstruktur einen Überblick zu den techni-
schen und rechtlichen Voraussetzungen. 
Liegt ein Entwurf des Bebauungsplanes vor, 
so prüft die Geschäftsstelle im Auftrag des 
Umlegungsausschusses die Grundstücksver-
hältnisse in Bezug auf die Planfestsetzungen 
und stellt fest, wie das Umlegungsgebiet 
zweckmäßigerweise zu begrenzen ist. Die be-
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troffenen Eigentümer sind gemäß 
§ 47 Abs. 1 BauGB anzuhören.  
Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle des Umle-
gungsausschusses der Landeshauptstadt 
Schwerin schreiben alle Grundstückseigentü-
mer nach Abschluss der Prüfung der Zulässig-
keitsvoraussetzungen der Umlegung an und 
informieren über die weiteren Verfahrensschrit-
te in Form von Einzelgesprächen (geringe Zahl 
von Beteiligten) oder in Form einer Informati-
onsveranstaltung (mehr als 5 Beteiligte). Die 
Geschäftsstelle steht den Beteiligten während 
der gesamten Dauer des Verfahrens als An-
sprechpartner zur Verfügung. 
Die Ergebnisse werden zur Beschlussfassung 
dem Umlegungsausschuss vorgelegt. Dieser 
wägt ab, ob und wann ein Umlegungsverfah-
ren einzuleiten ist.  
Der Beschluss über die Einleitung des Umle-
gungsverfahrens (§ 47 BauGB) als erster Ver-
waltungsakt der Verfahrensdurchführung wird 
im Stadtanzeiger der Landeshauptstadt 
Schwerin öffentlich bekannt gemacht. Nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist wird ein Umle-
gungsvermerk in Abteilung II der betreffenden 
Grundbücher, als Hinweis auf die Verände-
rungssperre (§ 51 BauGB) eingetragen. Das 
Grundbuchamt sendet den Eigentümern und 
den Inhabern der im Grundbuch eingetragenen 
Rechte eine Eintragungsmitteilung zu. 
 
WAS HABE ICH ZU BEACHTEN? 
Vom Zeitpunkt der Einleitung des Umlegungs-
verfahrens bis zur abschließenden Regelung 
ist für bestimmte Verfügungen oder Verände-
rungen in Bezug auf ein Grundstück die Ge-
nehmigung des Umlegungsausschusses nach 
§ 51 BauGB erforderlich. Damit ist sicherge-
stellt, dass ohne Kenntnis des Umlegungsaus-
schusses keine Änderungen im Gebiet vorge-
nommen werden. Eine Genehmigung darf nur 
versagt werden, wenn eindeutig erkennbar ist, 
dass die Umlegung entweder wesentlich er-
schwert oder gar unmöglich gemacht werden 
soll. Im Einzelnen bedürfen zum Beispiel die 
Veräußerung oder die Bebauung eines Grund-
stückes der Genehmigung, ebenso die Belas-
tungen in Abt. III des Grundbuches durch Hy-
potheken oder Dienstbarkeiten in Abteilung II, 
aber auch wertsteigernde oder wertmindernde 
Änderungen am Grundstück, am Gebäude o-
der sonstigen Anlagen. 

Besondere Bedeutung erfährt hier die entspre-
chende Genehmigung des Umlegungsaus-
schusses für neu abzuschließende Miet- oder 
Pachtverträge oder die Verlängerung alter Ver-
träge. Eigentümer die ohne die Genehmigung 
vorab beantragt zu haben, einen Miet- oder 
Pachtvertrag nach Einleitung des Verfahrens 
abschließen, können später keine Entschädi-
gung für eine verfahrensbedingte vorzeitige 
Aufhebung beanspruchen. Mieter oder Pächter 
können ebenfalls zu Umlegungsbeteiligten 
werden, wenn sie ihre Rechte ordnungsgemäß 
angemeldet haben. Wird eine Umlegung im 
Sanierungsgebiet durchgeführt, so ist die Ge-
nehmigung nach § 51 BauGB nur notwendig, 
wenn und soweit eine Genehmigungspflicht 
nach § 144 BauGB nicht besteht. 
 
WIE WIRD DIE UMLEGUNG DURCHGEFÜHRT? 
Auf Grundlage der konkreten Festsetzungen 
eines Bebauungsplanes wird ein Konzept er-
arbeitet, das alle zur Durchführung des Umle-
gungsverfahrens erforderlichen Einzelregelun-
gen enthält. In vielen Fällen wird die Umlegung 
bereits eingeleitet, wenn der zugrunde liegen-
de Bebauungsplan noch nicht in allen Details 
festliegt. Hierdurch wird dem Umlegungsaus-
schuss schon früh die Möglichkeit gegeben, 
vorbereitende Maßnahmen zur schnellen 
Durchführung des Verfahrens zu treffen. Er 
kann im Interesse der Beteiligten noch auf die 
Bebauungsplanung Einfluss nehmen.  
Der Zuteilungsentwurf wird mit allen Umle-
gungsbeteiligten eingehend erörtert. Bei dieser 
Erörterung können die Umlegungs-beteiligten 
ihre Wünsche und speziellen Anregungen vor-
bringen. Nachdem alle Beteiligten gehört wur-
den, werden unter Abwägung der Interessen 
aller Umlegungsbeteiligten die endgültigen 
Regelungen festgelegt und als Umlegungsplan 
vom Umlegungsausschuss beschlossen 
(§ 66 BauGB). Neben dem Umlegungsplan 
bietet das Baugesetzbuch durch die Bestim-
mung im § 76 BauGB auch die Möglichkeit, die 
erforderlichen Regelungen, nicht in einem Plan 
zu einem bestimmten Zeitpunkt in ihrer Ge-
samtheit durchzuführen, sondern diese Rege-
lungen vorab als Einzelfälle zu beschließen. 
Hierdurch kann besser und schneller auf die 
besonderen speziellen Belange des einzelnen 
Eigentümers Rücksicht genommen werden, so 
zum Beispiel, wenn der Neubau eines Hauses 
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von einer Grundstücksregelung abhängt oder 
schon frühzeitig eine Abfindung in Geld oder 
mit einem Ersatzgrundstück als Lösung fest-
steht. 
 
WELCHE RECHTSMITTEL GIBT ES? 
Nach Bekanntmachung der Einleitung des Um-
legungsverfahrens kann ein Beteiligter Wider-
spruch gegen die Einbeziehung seines Grund-
stückes in das Verfahren einlegen. Sollten die 
Vorstellungen des Umlegungsausschusses 
und der Beteiligten nicht in Übereinstimmung 
zu bringen sein oder sollte sich ein Umle-
gungsbeteiligter durch die Aufstellung des Um-
legungsplanes in seinen Rechten benachteiligt 
fühlen, so besteht als nächste Möglichkeit, Wi-
derspruch gegen diesen Beschluss einzule-
gen.  
Die Verwaltungsakte sind im Verfahrenssche-
ma (Seite 7) rot gekennzeichnet. Der weitere 
Rechtsweg führt in beiden Fällen über die 
Kammer für Baulandsachen beim Landgericht 
bis zur Revision beim Bundesgerichtshof (sie-
he hierzu §§ 217, 220, 229 und 230 BauGB). 
 
WER FÜHRT DIE UMLEGUNG DURCH? 
Die Bodenordnung ist - wie die Bauleitplanung 
- eine Selbstverwaltungsaufgabe der Gemein-
de (§ 46 BauGB). Durch Beschluss der Stadt-
vertretung am 27.11.1992 ist ein ständiger, mit 
Befugnis zur Durchführung von Bodenord-
nungsverfahren ausgestatteter Umlegungs-
ausschuss für die Landeshauptstadt Schwerin 

gebildet worden (§ 46 Abs. 2 BauGB) i. V. m. 
der Verordnung über die Bildung von Umle-
gungsausschüssen und das Vorverfahren in 
Umlegungsangelegenheiten vom 15.11.2006 
(Umlegungsausschusslandesverordnung Um-
lALVO M-V). 
Die Aufgabe des Umlegungsausschusses, 
Schaffung der eigentumsrechtlichen Voraus-
setzungen für eine zügige und kostengünstige 
Umsetzung der Bauleitplanung, ist aus dem 
Aufgabenbereich der Stadtvertretung heraus-
genommen. Der Umlegungsausschuss ist eine 
mit selbstständigen Entscheidungsbefugnissen 
ausgestattete Behörde und als solche ein Or-
gan der Landeshauptstadt Schwerin. Seine 
Mitglieder sind weisungsunabhängig und ent-
scheiden nach pflichtgemäßem Ermessen im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben.  
Durch seine Zusammensetzung aus drei 
Fachmitgliedern (Vermessungsingenieur, Ju-
rist, Bewertungssachverständiger) und zwei 
Mitgliedern der Stadtvertretung wird einerseits 
eine hohe fachliche Kompetenz und Unabhän-
gigkeit und andererseits eine Verbindung zum 
Entscheidungsgremium über die Bauleitpla-
nung sichergestellt. 
 
 
UMLEGUNGSAUSSCHUSS SCHWERIN  
Die folgenden fünf Mitglieder und deren Stell-
vertreter wurden durch die Stadtvertretung 
entsprechend den Vorgaben § 2 Umlegungs-
ausschussverordnung gewählt: 

 

FUNKTION MITGLIED STELLVERTRETER/IN 

Vorsitzender mit Befähigung zum  
höheren verm.-techn. Verwaltungsdienst 

Ulrich Frisch Peter Delgmann 

Mitglied mit Befähigung zum Richteramt Beate Görke Ulrike Jahn-Riedel 

Mitglied mit Sachkunde in der  
Grundstücksbewertung 

Peter Kutschke Jörg Neiseke 

Mitglied der Gemeindevertretung Silvia Rabethge (CDU) Steffen Beckmann (AfD) 

Mitglied der Gemeindevertretung 
Martin Frank 
(DiePARTEI.DieLinke) 

Frank Fischer 
(SPD) 

 
 
 
 
 



 
 
Der Umlegungsausschuss der Landeshauptstadt Schwerin 
Landeshauptstadt Schwerin Umlegungsausschuss, Postfach 16 02 20, 19092 Schwerin 
 
 
 
 
 

Seite 6 von 7 
 

Durch die jahrelange Erfahrung der Mitarbeiter im Bereich der städtebaulichen Umlegung ist eine ho-
he fachliche Kompetenz sichergestellt. Die Geschäftsstelle bereitet die Entscheidungen des Umle-
gungsausschusses vor und setzt diese entsprechend der Beschlussfassung um. Sie führt die Erörte-
rungsgespräche mit den Beteiligten und den betroffenen Behörden. 
 
KONTAKT 
Die folgenden Mitarbeiter der Geschäftsstelle stehen Ihnen als Ansprechpartner für Ihre Fragen und 
Wünsche in den Diensträumen (2 – 7, Etage 3) der Vermessungs- und Geoinformationsbehörde des 
Landkreises Ludwigslust-Parchim und der Landeshauptstadt Schwerin, Grunthalplatz 3b, 19053 
Schwerin gerne zur Verfügung: 
 

Mario Stenzel 
 

Geschäftsführer 
 

Tel. (0385) 545 2753 
 

E-Mail: MStenzel@Schwerin.de 
 

Dorin Wille 
 

stellv. Geschäftsfüh-
rerin 

Tel. (0385) 545 2754 
 

E-Mail: DWille@Schwerin.de 
 

N.N. 
Verfahrensbearbei-
ter./.in Tel. (0385) 545 2756 

 
E-Mail: ...@Schwerin.de 

Torsten Tasler 
 

Verfahrensbearbei-
ter 
 

Tel. (0385) 545 2752 
 

E-Mail: TTasler@Schwerin.de  
 

Antje Wendland 
 

Verfahrensbearbei-
terin 
 

Tel. (0385) 545 2755 
 

E-Mail: AWendland@Schwerin.de 
 

Daniel Schlicht 
Verfahrensbearbei-
ter 

Tel. (0385) 545 2757 E-Mail: DSchlicht@Schwerin.de 

 
Weitere Informationen und die Rechtsgrundlagen finden Sie unter:  
 

www.schwerin.de/umlegungsausschuss 
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VERFAHRENSSCHEMA ZUM UMLEGUNGSVERFAHREN NACH DEM BAUGESETZ-BUCH (§§ 45 - 79 BAUGB) 
 
 Planung Hauptverfahrensschritt Arbeitsschritt 

Bebauungsplan 
Vorüberlegungen, Aufstellungsbeschluss nach § 2 BauGB,  

Bebauungspanentwurf, frühzeitige Beteiligung 
Prüfen der Voraussetzungen 

Umlegungsanordnung 
nach § 46 BauGB durch Beschluss der Stadtvertretung 

Vorbereitung zur Ermittlung des Verfahrens 
Beschaffung der Bestandsunterlagen: Grundbuchamt, Vermessungs- und 

Geoinformationsbehörde, Anhörung der Beteiligten (§ 47 BauGB) 

Umlegungsbeschluss (Verwaltungsakt) 
nach § 47 BauGB durch Beschluss des Umlegungsausschusses,  

Bezeichnung des Gebietes und der beteiligten Grundstücke 
(§ 52 BauGB), ortsübliche Bekanntmachung (§ 50 BauGB),  

Rechtsbehelfsfrist: 1 Monat 

Rechtswirkung 
Eintragung des Umlegungsvermerkes nach § 54 BauGB, Verände-
rungssperre nach § 51 BauGB, Gesetzliches Vorkaufsrecht nach 

§ 24 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

Vermessung der Umlegungsgebietsgrenze 

Bestandskarte und Bestandsverzeichnis 
nach § 53 BauGB, Nachweis des alten Bestandes und Erfassung  

aller Beteiligten, öffentliche Auslegung: 1 Monat 

Wertermittlung 
Ermittlung der Einwurfs und Zuteilungswerte 

Erstellung eines Zuteilungsentwurfes 

Erörterung 
nach § 66 BauGB mit den Beteiligten, ggf. Überarbeitung des  

Zuteilungsentwurfes 

Planreife 
nach § 33 BauGB 

Vorwegnahme der Entscheidungen (Verwaltungsakt) 
nach § 76 BauGB, über die Eigentums- und Besitzverhältnisse einzelner 

Grundstücke bei Einverständnis der Beteiligten, Abschnittweise Herstellung 
der Erschließungsanlagen, Bebauung einzelner Grundstücke möglich, 

Rechtsbehelfsfrist: 1Monat 

Inkrafttreten des Bebauungsplanes  
nach § 10 BauGB 

Vorzeitige Besitzeinweisung (Verwaltungsakt) 
nach § 77 BauGB, in die örtlichen Flächen für öffentliche Zwecke,  

Rechtsbehelfsfrist: 1 Monat, Herstellung der Erschließungsanlagen 

Umlegungsplan oder Teilumlegungsplan (Verwaltungsakt) 
nach §§ 66-70 BauGB, Nachweis des neuen Bestandes und aller anderen 

Entscheidungen in Umlegungskarte und -verzeichnis, ortsübliche  
Bekanntmachung, Auszug an Beteiligte, Rechtsbehelfsfrist: 1 Monat 

Vorzeitige Besitzeinweisung (Verwaltungsakt) 
nach § 77 Abs. 2 BauGB, in die Baugrundstücke, Bebauung der  

Grundstücke, Rechtsbehelfsfrist: 1 Monat 

Inkrafttreten (Verwaltungsakt) 
nach § 71 BauGB des (Teil-)Umlegungsplanes durch Bekanntmachung 

der Unanfechtbarkeit, teilweises Inkrafttreten möglich,   Rechts-
behelfsfrist: 1 Monat 

Rechtswirkung 
Die neuen Grundstücke und Rechte treten außerhalb des  

Grundbuches an Stelle der alten (§ 72 BauGB), Erlöschen der  
Verfügungs- und Veränderungssperre nach § 51 BauGB 

Vollzug des (Teil-)Umlegungsplanes nach § 72 BauGB 
Finanzielle Abwicklung nach § 64 BauGB 

Berichtigung der öffentlichen Bücher nach § 74 BauGB,  
(Grundbuch, Baulastenverzeichnis, Liegenschaftskataster) 


